année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Flach, Beat (glp/pvl, AG) NR/CN, Giezendanner, Ulrich (svp/udc, AG)
NR/CN

Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von
Benteli, Marianne

Schneuwly, Joélle

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Schneuwly, Joélle 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik:
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport, 1992 - 2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur
Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am

18.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik
Suchtmittel
Sport

NN o o o

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

VPM Verein zur Férderung der Psychologischen Menschenkenntnis

SRK Schweizerisches Rotes Kreuz

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

VPM Verein zur Férderung der Psychologischen Menschenkenntnis

CRS Croix-Rouge suisse
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MOTION
DATUM: 19.09.2018
JOELLE SCHNEUWLY

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.10.2018
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Die Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-NR)
forderte den Bundesrat mittels Motion dazu auf, zusammen mit den Kantonen, den
Krankenkassen, Gesundheitsfachpersonen sowie Patientenorganisationen und der
Stiftung Patientensicherheit betreffend Schadenspravention und Umgang mit Schiaden
bei medizinischen Behandlungen Schritte zu unternehmen. So solle die Entwicklung
einer «Sicherheits- und Fehlerlernkultur», welche mit Regressmoglichkeiten und einer
durch die Behandlungstransparenz erméglichten Vereinfachung der Beweissituation
gekoppelt ist, gestarkt werden. Weitere Forderungen bestanden in der Optimierung des
Medizinal-Haftpflichtrechts und der Klarung von Fragen bezlglich des Haftungsrechtes
auf Bundes- und Kantonsebene.

In der Nationalratsdebatte erklarte Bea Heim (sp, SO) fur die Kommission, dass die
Kommissionsmotion auf die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG)
zurlckzufihren sei (Pa.lv. 16.468). Diese wurde eingereicht, weil der Initiant der
Auffassung war, das Bundesratsgeschaft «KVG. Stérkung von Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit» beziehe keine Position zum Thema «RUlckforderung von Kosten aus
Behandlungsfehlern» ein. Da es neben der Vermeidung unndétiger Kosten insbesondere
um den Patientinnen- und Patientenschutz gehe, sehe auch die SGK-NR einen
unbestrittenen Handlungsbedarf, so Heim. Jedoch werfe Giezendanners Vorstoss viele
Fragen auf, unter anderem betreffend Sicherheit und Rechte der Patientinnen und
Patienten, Haftungsrecht und Nachweisbarkeit von Behandlungsfehlern. Daher habe die
Kommission mit 22 zu O Stimmen (bei 1 Enthaltung) beschlossen, eine
Kommissionsmotion einzureichen, worauf Giezendanner seine parlamentarische
Initiative zurlickgezogen hatte.

Alain Berset flhrte aus, was bereits in der im Marz 2018 publizierten Stellungnahme des
Bundesrates geschrieben worden war: Auch flir den Bundesrat sei es wichtig, die
Schadenspravention und die Patientensicherheit zu starken, jedoch stehe dabei «der
Handlungsbedarf im Bereich der Qualitatsentwicklung» im Zentrum. So wolle man
praventive Massnahmen aufseiten der Leistungserbringer unterstitzen, weil man der
Meinung sei, dass eine «sich aus der Transparenz ergebende, selbstmotivierte
Qualitatsentwicklung» effektiver sei als die auf Schadenausgleich abzielenden
Erleichterungen im Regress- sowie im Haftpflichtrecht. Zudem habe das Geschéaft
«KVG. Starkung von Qualitat und Wirtschaftlichkeit» vom Nationalrat Unterstitzung
erfahren, musse allerdings noch vom Standerat diskutiert werden. Daher erscheine es
dem Bundesrat zurzeit nicht angemessen, die in der Kommissionsmotion
beschriebenen Massnahmen umzusetzen. Vielmehr gelte es nun, die Diskussion Uber
besagtes Bundesratsgeschaft abzuwarten. Folglich empfehle er, den Vorstoss
abzulehnen.

Die grosse Kammer schenkte den Argumenten Bersets jedoch kein Gehér und
unterstltzte die Haltung ihrer Kommission, indem sie die Motion mit 178 zu 1 Stimmen
(bei O Enthaltungen) annahm. '

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ulrich Giezendanner (svp, AG) Ende 2016 die
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende auf
Gesetzesebene erreichen. So sei Ersteres rechtlich kaum geregelt. Es handle sich dabei
zwar um eine «landesweite gesundheitspolitische Aufgabe», fur welche hauptséachlich
das SRK zustandig sei, jedoch anerkenne der Gesetzgeber den Blutspendedienst nicht
ausdrucklich als eine offentliche Aufgabe und es bestehe kein Leistungsauftrag
zwischen dem Bund und der Blutspende SRK Schweiz AG. Dies sei allerdings notwendig,
um die nachhaltige Sicherstellung von Blut und Blutprodukten zu gewéhrleisten, zumal
durch die Aufgabenerfillung verursachte ungedeckte Kosten auf diese Weise
abgegolten werden koénnten. Die Unentgeltlichkeit von Blutspenden sei hinsichtlich
Vermeidung kontaminierter Blutspenden, aber auch aus ethischer Sicht zentral. Es
existiere zwar sowoh! in der Bundesverfassung als auch im Ubereinkommen iiber
Menschenrechte und Biomedizin ein Unentgeltlichkeitsgebot, welches auch fur die
Blutspende gelte, auf Gesetzesebene seien diese Bestimmungen bislang jedoch noch
nicht umgesetzt worden.

Im Januar 2018 beschéftigte sich die SGK-NR mit dem Geschéft. Angesichts des
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demographischen Wandels, welcher Engpasse bei der Blutversorgung zur Folge haben
kénne, solle die Blutversorgung als Aufgabe des Bundes definiert werden, wobei die
Aufgabe auch in Zukunft durch eine geeignete Organisation getragen werden kénne. Mit
16 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gab die Kommission der parlamentarischen
Initiative Folge. Einstimmig folgte die SGK-SR ihrer Schwesterkommission im Oktober
2018.°

Im August 2019 entschied sich die SGK-NR dafliir, dass die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative  Giezendanner (svp, AG) <«Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende>» geméss dem eingereichten
Text erfolgen soll. Ende Juni 2020 beugte sich die Kommission erneut Uber den
Vorstoss. Einstimmig beschloss sie, die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Entwurfs
zur Verankerung und Erweiterung des bisherigen Finanzhilfesystems bezlglich des
Blutspendewesens zu betrauen. *

Suchtmittel

Vertreter dieser Gruppe gehdrten federfihrend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen> lancierte. Dem Coprasidium gehdren
die Nationalrdtinnen und Nationalrate Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (Ip, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (Ip, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Muller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (Ip, VD), Jurg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Standerate Kiindig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche.

Geméss dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekampfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenpravention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen férdern. Ausdricklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betaubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Férderung der psychologischen
Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler
von ihrem Engagement. *

Sport

Gegen den vehementen Widerstand der Grinen, welche das Ganze als
unverantwortliche Spielerei bezeichneten, nahm der Nationalrat mit 88 zu 75 Stimmen
eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) fur eine Aufhebung des
geltenden Verbots fir Autorennen auf Rundstrecken in der Schweiz an. SP- und GP-
Fraktion lehnten geschlossen ab, eine Mehrheit der burgerlichen Fraktionen sprach
sich daflr aus, insbesondere jene von FDP und SVP, bei denen es jeweils nur zwei
ablehnende Stimmen gab. Fachleute stuften allerdings die Wahrscheinlichkeit, dass
jemals ein Formel-1-Rennen in der Schweiz durchgefihrt werden kénnte, als dusserst
gering ein.®

Mit einer 2004 von der grossen Kammer unterstltzten parlamentarischen Initiative
hatte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) gegen den geschlossenen Widerstand von GP
und SP die Unterstitzung des Plenums fir eine Wiedereinfihrung von Formel-1-
Autorennen in der Schweiz erreicht. Im Berichtsjahr nun ging es um die konkrete
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, mit welcher das heute geltende Verbot fur
Rundstreckenrennen aufgehoben werden sollte. In seinem Eintretensvotum bedauerte
der Sprecher der Kommission die insgesamt negative Stellungnahme des Bundesrates,
welche gewissermassen die Argumente der friheren Minderheit aufnehme; zudem
fokussiere er auf Formel-1-Rennen, wéahrend es in Wirklichkeit um eine mdgliche
Zulassung von Rundstreckenrennen im weiteren Sinn gehe. FDP und SVP unterstutzten
die Vorlage, SP, GP und EVP votierten ebenso geschlossen dagegen; in der
Gesamtabstimmung wurde sie mit 96 zu 81 Stimmen gutgeheissen. Eine Mehrheit des
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Sténderates war dann aber der Ansicht, es handle sich hier um eine vollkommen
unnotige Vorlage, die, wie selbst die Beflirworter anerkannten, kaum konkrete
Auswirkungen haben durfte; das Parlament habe dringendere Probleme zu |6sen als die
Gesetzgebung auf allféllig Uberholte Verbote hin zu durchforsten. Ganz knapp mit 21 zu
20 Stimmen entsorgte die kleine Kammer deshalb den Vorstoss durch Nichteintreten. ¢
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